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Zu den Erfahrungen über die nach dem Geſetze vom 

5. Zuli 1853 durchgeführten Servitutsablöſungen 

und Regulirungen in Rückſicht auf Forſt- und Jand- 
wirthſchaft!). 


Wer den agrariſchen Bewegungen und Reformen der letzten 
Jahrzehnte mit Aufmerkſamkeit gefolgt iſt, hat darüber keinen 
Zweifel, daß zu den wichtigſten und bedeutendſten dieſer Reformen 
jene Verhandlungen zu zählen ſind, welche auf Grund des Patentes 
vom 5. Juli 1853 zur Ablöſung oder Regultrung der Forſtſervituten, 
d. i. der Holzungs⸗, Weide⸗ und Streubezugsrechte in den verſchie⸗ 
denſten Ländern gepflogen worden ſind. Kaum irgend eine andere 
Reform hat ſo tief in die ſocialen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
der Bevölkerung eingegriffen; keine einzige, ſelbſt nicht die Grundent⸗ 
laſtung, hat ſo viele Umgeſtaltungen ſogar in dem Eigenthums⸗ und 
Beſitzverhältniſſe hervorgerufen, wie dieſe; der Einfluß dieſer Verhand⸗ 
lungen auf die geſammte Landwirthſchaft, insbeſondere aber auf die 
Forſtwirthſchaft, iſt ein ſehr bedeutender. 

Das Patent vom 5. Juli 1853 hafte mehrere Aufgaben zu 
löſen. Zunächſt handelt es ſich um die Feſtſtellung der demſelben 
unterliegenden Rechtsverhältniſſe. Man kann ein Nutzungsrecht nicht 
ablöſen oder reguliren, ſo lange es nicht durch Vergleich oder Er⸗ 
kenntniß vollkommen feſtgeſtellt iſt. Die Feſtſtellung der Rechte ſetzt 
aber ihre Klarſtellung voraus. Es müſſen beide Theile darüber gehört 
werden nach dem Spruche unſerer Altväter. Eines Mannes Red' iſt 
feine Ned‘, man muß die Theile hören beed' — es müſſen dieſe 
Beweiſe geſammelt werden, dann erſt kann man zum Spruche ſchreiten. 
Es iſt nun fo ziemlich allgemein bekannt, daß nicht die Begründung 
des neuen Zuſtandes, der an die Stelle des früheren treten ſollte, 


) Aus einem Vortrage des Sectionsrathes im Ackerbauminiſterium Karl 
Peyrer auf der Wanderverſammlung der Land- und Forſtwirthe Oeſterreichs zu 
Linz im Herbſte 1872. : 


ſondern die Erforſchung und Feſtſtellung des alten Standes, des recht⸗ 
lich gebührenden, die meiſten Anſtrengungen gekoſtet hat. Man iſt ge⸗ 
wohnt, den Verhandlungen ungerechtferſigte Verſchleppungen vorzu⸗ 
werfen. Es fällt mir nicht ein, ſolche Verſchleppungen, die in einzelnen 
Fällen etwa vorkommen, in Abrede zu ſtellen oder irgendwie zu recht⸗ 
fertigen. Allein, meine Herren, wenn Sie einen Blick zurückwerfen 
auf die verworrenen Verhältniſſe, wie ſie in allen öſterreichiſchen Län⸗ 
dern vor Beginn jener Verhanelung zu Tage traten, ſo werden Sie 
unbefangener und billiger urtheilen. Im elehnen Lande Salzburg mit 
etwas über 700.000 Joch Wald⸗ und Weidegrund waren nicht weniger 
als 200.000 Joch ſtreitiger Grund. In Krain gab es nur wenige 
Wälder und Weiden, bei welchen nicht über die Eigenthums⸗ oder 
über die Beſitz⸗ und Benützungsfragen Streitigkeiten beſtanden. So 
war es mehr oder weniger auch in anderen Ländern. 

Wären alle dieſe Streitigkeiten auf den Civilrechtsweg verwieſen 
worden, fo wäre wohl die Beendigung in eine unabſehbare Ferne ge⸗ 
rückt worden, abgeſehen davon, daß ärmeren Parteien die Durchſetzung 
ihres Rechtes faſt zur Unmöglichkeit gemacht worden wäre. Man wird 
auch dann billiger über unſere Servitutsverhandlung urtheilen, wenn 
man erwägt, daß in Preußen das Gemeintheilungsgeſetz, welches auch 
die Servituten in ſich ſchließt, Schon im Jahre 1821 in Wirkſamkeit 
trat, und daß die Verhandlungen dort noch nicht abgeſchloſſen find. 
Allerdings haben dort die Auseinanderſetzungsorgane noch viele andere 
Geſchäfte durchzuführen und es iſt dort das Verfahren nicht von 
Amtswegen einzuleiten, ſo daß ſich die Fälle nicht ſo ſchnell zuſammen⸗ 
drängten, ſondern nur über Provocation, die bald früher, bald ſpäter 
erfolgt. 

Was den Inhalt der Entſcheidungen über die Rechtsfragen be⸗ 
trifft, ſo ſind die Entſcheidungen wie andere richterliche Urtheile zu 
Stande gekommen. In letzter Inſtanz haben an denſelben Räthe 
unſeres oberſten Gerichtshofes mitgewirkt. Wie jedes richterliche Ur⸗ 
theil dem einen Theil gefällt, dem andern mißfällt, ſo iſt es auch 
hier. Als richterliche Urtheilsſprüche müſſen dieſe Erkenntniſſe in Rechts⸗ 
fragen aufrecht bleiben, und es fallt mir am allerwenigſten ein, weitere 
Maßnahmen zu beantragen, welche die Rechtskraft ſolcher Sprüche 
auch nur entfernt abſchwächen könnten. 

Betrachten wir erſtlich die Ablöſungen. Dieſelben geſchehen 
theils in Geld, theils in Grund und Boden. Was die erſteren be⸗ 
trifft, ſo erfolgen ſie bald im Vergleichswege, bald im Wege des Er⸗ 
kenntniſſes. Derlei Ablöſungen haben den Beſitzer des verpflichteten 
Waldes in die Möglichkeit verſetzt, den Wald freier und beſſer als 
früher zu bewirthſchaften; auch von den Berechtigten haben Viele die 
Ablöſfungscapitalien zur Verkefferung ihrer ſonſtigen Wirthſchaft ver⸗ 
wendet. Hat ihnen auch die Ablöſung hie und da viele Opfer gekoſtet, 
fie find nun gebracht und fo wenig als Jemand die Ablöſung von 
Zehent und Robot rückgängig zu machen verſuchen wird, ſo wenig 
kann dies hier der Fall ſein. Es hieße den Rechtsſinn im Volke unter⸗ 
graben, würde man ſolche legislative Maßregeln empfehlen. — Bei 
den Ablöſungen in Grund und Boden muß man zwei Arten unter⸗ 
ſcheiden; ſolche, wo der abgelöste Grund in den Einzelnbeſitz über⸗ 


ging, und ſolche, wo g. meinſchaftsweiſe abgetreten wurde. Was die 
erfter n betrifft, fo läßt ſich nicht verkennen, daß viele dieſer Ablöſungen 
günſtige Reſultate für die Volkswirthſchaft erzielt haben. So wie der 
Großgrundbeſitzer feinen entlaſteten Waldantheil, fo bewirthſchaftet 
auch der Bauer ſeinen als freies Eigentham übernommenen Grund 
pfleglich und gut. Insbeſondere gilt dies dort, wo andere Wirthſchafts⸗ 
gründe als Wald als Entſchädigung gegeben werden konnten. Unſere 
Alpenwirthſchaften insb ſondere werden dort, wo die Alpler das freie 
Eigenthum ihrer Alpen erlangt haben, und wo auch die Mitbenügung 
der Waldweide möglich geblieben iſt, ſicherlich in kurzer Zeit einen 
unter den Servitutsverhältniſſen kaum erreichbaren Fortſchritt machen. 
Es läßt ſich aber nicht verkennen, daß viele Waldabtretungen — ich 
getraue mir nicht zu ſagen, die Mehrzahl derſelben, fürchte aber bei⸗ 
nahe, daß es ſo iſt — für die Waldeultur, insbeſondere in der Ueber⸗ 
gangsperiode, ſchlimme Reſultate zu Tage gefördert haben. Mir waren 
die Waldungen im Ennsthale aus früherer Zeit bekannt; ein großer 
Theil derſelben tft zur Ablöſung von Forſtſervituten an Kleinbeſitzer 
abgetreten, und von denſelben ſofort ohne Rückſicht auf die zu beach⸗ 
tenden Regeln der Forfteultur kahl abgetrieben und in Weideplätze 
verwandelt worden. Für eine Wiederaufforſtung ſcheint bis jetzt noch 
in keiner Weiſe vorgeſorgt worden zu ſein. Von dieſem ſchlimmen 
Zuſtande habe ich mich ſelbſt erſt vor Kurzem überzeugt, und kann 
ſich jeder bei einer ſelbſt nur flüchtigen Beobachtung überzeugen. 
Aehnliche Klagen ertönen aus allen Theilen Steiermarks und theil⸗ 
weiſe auch aus den übrigen Ländern. Die Maßregeln zur Verbeſſerung 
ſolcher Zuſtände fallen zuſammen mit den Maßnahmen, welche über⸗ 
haupt zur Handhabung des Forſtgeſetzes und zur Verbeſſerung der 
Waldcultur zu treffen find. Vom Standpunkte unſerer Frage können 
wir uns zunächſt wohl nur dahin aussprechen: Der Uebergang ſehr 
bedeutender Waldſtrecken, welche früher unter der Leitung eines tech⸗ 
niſch gebildeten Forſtperſonales ſtanden, zur Ablöſung von Forſtſervi⸗ 
tuten an einzelne Kleinbeſitzer, welche dieſe Waldungen in die eigene 
Bewirthſchaftung ohne Mitwirkung von Forſttechnikern übernahmen, 
macht bezüglich ſolcher Waldungen mehr als es früher der Fall war, 
Maßregeln zur Handhabung des Forſtgeſetzes und Hebung der Forſt⸗ 
cultur nothwendig. 

Faſſen wir jene Grundabtretungen ins Auge, welche an mehrere 
Berechtigte gemeinſchafts⸗ oder genoſſenſchaftsweiſe erfolgten, und 
fragen wir hier nach den Wirkungen dieſer Abtretungen, ſo klingt 
die Antwort wahrhaft traurig Ein großer Theil dieſer Waldungen 
verfiel bald nach der Abtretung einer rückſichtsloſen Ausbeutung, jeder 
einzelne Theilhaber hielt ſich für berechtigt, und nach dem Wortlaute 
vieler Abtretungsurkunden war es auch nichts anders, aus dem an die 
Gemeinſchaft abgetretenen Walde dieielben Nutzungen an Holz, Weide 
und Streu zu beziehen, die ihm gegen den früheren Servitutswald 
zuſtanden. Da aber nach dem Patente nur kleinere Flächen abgetreten 
wurden, ſo reichten dieſe zur Befriedigung der früheren Bedürfniſſe 
nicht aus. War früher bei dem Servitutsbeſtande eine regelmäßige 
Holzauszeige, eine Bezeichnung der Weide- und der Streuplätze durch 
das Forſtperſonale, eine techniſche Ueberwachung und Leitung des 
Forſtbetriebes eingeführt, ſo entfielen nun alle dieſe wohlthätigen Ein⸗ 
richtungen gänzlich; der abgetretene Wald war ohne weitere Vorſicht 
einer Maſſe von Berechtigten überlaſſen, welche oft nicht den Willen, 
noch ſeltener aber das Verſtändniß für eine pflegliche Waldbehandlung 
und für genoſſenſchaftliche Einrichtungen hatten. 

Die Folgen davon konnten nicht ausbleiben und ſie treten in 
der traurigſten Weiſe gerade bei dieſen Gemeinſchaftswaldungen zu 
Tage. Es iſt kein Wunder, daß der Wunſch nach möglichft baldiger 
Vertheilung ſolcher Waldungen ſich ſehr häufig kund gab, und daß 
man ſolche Vertheilungen trotz des Geſetzes, trotz des Abrathens der 
Forſttechniker bald mit, bald ohne Bewilligung der Behörden nur 
allzu häufig in's Werk ſetzte. Durch die Vertheilung kam nun aller⸗ 
dings hie und da eine Waldſtrecke in pflegliche Hände, und zuweilen 
hätte ſich auch eine Vertheilung, wenn ſie in verſtändiger Weiſe wäre 
ausgeführt worden, immerhin mit Rückſicht auf örtliche Lage und 
ſonſtige Verhältniſſe rechtfertigen laffen. Allein die meiſten dieſer 
Vertheilungen waren entweder an ſich oder mit Ruckſicht auf die Art 
der Ausführung verwerflich. 

Man wird einwenden, ein ſolches Verhältniß liege in der Natur 
der Sache und eine andere Geſtaltung ſei auch bei dem beſten Willen 
nicht möglich geweſen. Die Schwierigkeit der Abhilfe iſt freilich nicht 
zu läugnen, aber doch möglich. Sind doch in anderen Ländern all⸗ 
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mälig beſſere Zuſtände herbeigeführt. Man hat z. B. in Preußen 
bei derlei Auseinanderſetzungen anfangs dieſelben Fehler wie bei 
uns gemacht; ſeither hat ſich das Verfahren weſentlich verbeſſert 
und es ſind gerade die wirthſchaftlichen Fragen, denen man dabei 
jetzt die größte Aufmerkſamkeit zuwendet. Den Auseinauderſetzungs⸗ 
behörden, welchen zugleich die Durchführung der Gemeintheilun⸗ 
gen und Commaſſationen zuſteht, obliegt es auch, bei ſolchen an 
Gemeinſchaften abgetretenen oder dieſen zugehörigen Waldungen eine 
vollſtändige Klarſtellung der Rechts- und Beſitzverhältniſſe der einzelnen 
Theilhaber mit urkundlicher Feſtſtellung des einem jeden Theil⸗ 
haber gebührenden Maßes der Nutzung, Ferner ein vollſtändiges 
Genoſſenſchaftsregulativ zu entwerfen, worin alle genoſſenſchaftlichen 
Einrichtungen, insbeſondere auch jene über Verwaltung und Bewirth⸗ 
ſchaftung feſtgeſtellt ſind; man ſorgt für forftmägige Tarationen und 
ſonſtige Betriebseinrichtungen, indem man zu dieſen Auseinanderſetzungen 
forſtliche Sachver händige von Amtswegen beizieht. Zu einem ſolchen 
die Gemeinſchaſtswaldungen erhaltenden und Mißbräuche möglichft be⸗ 
ſeitigenden Verfahren geben in Preußen die für die Auseinander⸗ 
ſetzung erlaſſenen Geſetze und Verordnungen die ſichere Grundlage, 
und ich glaube, wir haben alle Urſache ein ſolches durch die Erfahrung 
bereits bewährtes Verfahren nachzuahmen, wenn wir es dahin bringen 
wollen, die Zerſtücklung der Gemeinde- und Gemeinſchaſtswaldungen 
oder die ſteigende Verſchlechterung der in denſelben herrſchenden Zu⸗ 
ſtände durch e ne geregelte Ordnung und Verwaltung zu erſetzen. 
Betrachten wir endlich die Negulirungen. 

„Es wird häufig behauptet, Regulirungen hätten gänzlich unter⸗ 
bleiben und ſämmtliche Rechte hätten abgelöst werden ſollen. Eine 
ſolche Behauptung verkennt wohl ganz und gar die Verhältniſſe, wie 
ſie in den meiſten Ländern vorlagen. Schon der Umſtand, daß viel⸗ 
leicht der größere Theil der Regulirungen auf Grund gegenſeitiger 
Vergleiche zu Stande kam, beweiſet, daß in zahlreichen Fällen 
beiden Theilen dieſer Beſtand erwünſcht war. Zur Ablöſung bedeuten⸗ 
der Servituten in Geld fehlten vielen Verpflichteten die nöthigen 
Capitalien; zahlloſe Rechte, insbeſondere in den Alpenländern, fad 
oder waren wenigſtens abſolut nicht in Geld abzulöſen, ohne die 
Wirthſchaften zu Grunde zu richten. Man denke nur an unſere 
zahlloſen Weiderechte in den Alpen! Daß aber die Ablöſung mit 
Grund und Boden nicht, wie man ſich oft vorgeſtellt bat, ſofort 
idealiſche Zuſtände für die Forſtwirthſchaft hervorbringt, das haben 
wir wohl ſchon einſehen gelernt. Es liegen zahlreiche Erfahrungen 
vor, daß die Regulirungen verhältnißmäßig gute Zuſtände ge⸗ 
ſchaffen haben; es ſind alle früheren Streitigkeiten beſeitigt und 
es iſt ein feſtes Recht geſchaffen worden; es können in Waldnn⸗ 
gen mit regulirten Holzſervituten nicht fo leicht Ueberhauungen durch 
den Waldeigenthümer vorgenommen werden, weil das Geſetz — § 9 
des Forſtgeſetzes — und das Intereſſe der Berechtigten eine na ch⸗ 
haltige Bewirthſchaftung fordern. Dieſe conſervative — den Wald 
erhaltende Eigenſchaft mäßiger und gut regulirter Servituten wird 
auch von Roſcher und anderen Nationalökonomen und von Forſt⸗ 
männern anerkannt. Mit dieſen Bemerkungen ſoll nicht in Abrede ge⸗ 
ſtellt werden, daß nicht vielleicht doch in manchen Fällen, wo regulirt 
wurde, im Intereſſe beider Theile und im Intereſſe des Waldes eine 
Ablöſung möglich geweſen wäre, noch weniger aber will ich verkennen, 
daß eine Zeit herankommt, wo die Ablöſung regulirter Servituten im 
hohen Grade als wünſchenswerth ſich darſtellt. Zu ſehr iſt der Wunſch 
nach freier Bewegung in der Wirthſchaft bei allen Waldbeſigern rege, 
als daß nicht auch diefe Feſſel, welche in den regulirten Gervituten 
liegt, allmälig abgeſtreift werden ſollte. Es lohnt ſich nun auch hier, 
die Maßnahmen ins Auge zu fallen, wodurch eine ſolche Ablöfung 
begünſtigt werden könnte. Die erſte dieſer Maßnahmen wird nun die 
ſein, daß man alle jene Begünſtigungen aufrecht hält, die das Patent 
vom 5. Juli 1853 den weiteren freiwilligen Ablöſungen gewährt, 
3 B. im Verhältniß zu den Fideicommiß⸗Curatels⸗Stiftungsgütern, 
zu Tabulargläubigern, durch das Verfahren von Amtswegen, durch die 
offteiöfe Herſtellung der Ordnung in den öffentlichen Büchern und 
Kataſtralacten, durch die Gebührenfreiheit u. dgl. Eine Aufhebung des 
Patentes vom 5. Juli 1853 mit all' dieſen Begünſtigungen wäre 
gleichbedeutend mit der Stabiliſtrung aller beſtehenden Servituten. 


ö Wir müſſen uns aber auch noch nach weiteren Mitteln umſehen, 
die Ablöſung auch der regulirten Servituten mehr und mehr zu be⸗ 
wirken. Eines der wirkſamſten Mittel iſt die Commaſſation. 


Eine gut durchgeführte Commaſſation iſt, wenn nur das 
Geſetz die richtige Verbindung beider Maßregeln vermittelt, das ſicherſte 
und beſte Mittel zur Ablöſung der Servituten. Mit dem Patente 
vom 5. Juli 1853 allein war eine Ablöſung durch Grundabtretung, 
wenn auch der verpflicktete Waldbeſitzer noch ſo ſehr dazu geneigt ge⸗ 
weſen wäre, oft gar nicht möglich. Was ſoll ein Kleinhäusler an⸗ 
fangen, wenn ihm für ſein Holzungsrecht von ein paar Klaftern oder 
für fein Weiderecht für 1—2 Kühe ein von ſeinem Hauſe ſtunden⸗ 
weit entlegenes Grundſtück angewieſen wird — und welche Zerſtück⸗ 
lungen des Waldes treten durch ſolche Ablöſungen ein! Tritt aber 
eine Commaſſation ein, ſo wird es in den meiſten Fillen möglich, 
jedem aus der Geſammtmaſſe der zu eommaſſirenden Gründe ein 
Aequivalent, nicht bloß für ſeine alten Gründe, ſondern auch für die 
Servituten anzuweiſen, das feiner Wirthſchaft entſpricht; das entfernte 
Wald⸗Aequivalent, das für den Kleinhäusler unbrauchbar iſt, nimmt 
ein dritter Nachbar, dem es zuſteht, aus der Maſſe, in die er andere 
Gründe eingelegt hat. Ich ſelbſt habe mich in Heſſen⸗Caſſel bei ein- 
zelnen Fällen überzeugt, mit welcher Leichtigkeit Servituten⸗Ablöſungen 
durchgeführt werden, wenn ſie in ſolcher Weiſe mit der Eommaſſation 
verbunden werden. Es muß daher das Commaſſationsgeſetz auch die 
Ablöſung regulirter Servituten mit der Commaſſation in Verbindung 
bringen, es muß der Grundſatz ausgeſprochen werden: ſobald Grund⸗ 
ſtücke, auf welchen regulirte Servituten des Patentes vom 5. Juli 
1853 haften, mit einer Commaſſation in Verbindung gebracht werden, 
ſoll über Verlangen des einen oder andern Theiles und im ſelben 
Verfahren von denſelben Organen auch die Ablöſung der regulirten 
Servituten mit Grund und Boden nach dem Werthe der Servituten 
erfolgen. Mit einem ſolchen erweiterten Commaſſationsgeſetze wird 
einer der wichtigſten Schritte zur Ablöſung regulirter Servituten ge⸗ 
than ſein. Aber nicht überall kann man eine Commaſſation ausführen, 
wo es Servituten gibt. Für ſolche Fälle möchte ich einen Grundſatz 
des bairiſchen Forſtgeſetzes empfehlen, welches bei Forſtſervituten, auch 
außer den Fällen des Bergleiches, über einſeitiges Anſuchen des Ver⸗ 
pflichteten eine Ablöſung dann geſtattet. wenn ſo viel Grund und 
Boden abgetreten wird, daß darin die Servitutsgebühr nachhaltig ge⸗ 


deckt iſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Steht es der Gemeinde in Abſicht auf Regelung der Nutzungen 

eines gemeinſchaftlichen Waldeigenthums zu, Verordnungen mit 

Strafbeſtimmungen und Schadenerſatznormen zu erlaſſen und dar⸗ 

nach vom Standpunkte des n e Strafrichteramtes aus zu 
judiciren? 


Die Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungscommiſſion für 
Krain hat mit Erkenntniß vom 9. Jänner 1861 verfügt, daß die der 
Gemeinde S., d. i der Geſammtheit der Berechtigten zugewieſenen 
Waldungen, welche nach dem Forſtgefetze zu bewirthſchaften ſind, in 
forſtpolizeilicher Hinſicht den Gemeindewaldungen gleich zu halten 
feien *) und daß es in Erwägung deſſen, fo wie des Umſtandes, daß 
alle Servitutsberechtigten von S. als ein Concretum zu behandeln 
find, der Gemeinde obliege, die Antheilsberechtigung der einzelnen be⸗ 
rechtigten Gemeindeglieder an den Nutzungen des gemeinſchaftlichen 
Eigenthumes unter ſich ſelbſtſtändig zu regeln. Auf Grund dieſer 
Beſtimmung hat der Gemeindeausſchuß von S. unterm 6. Auguſt 
1871 dieſe der Gemeinde überwieſene Obliegenheit nach § 35 Ge⸗ 
meinde⸗Geſetz *) im Verordnungswege geregelt und auf die Nichtbe⸗ 
folgung dieſer Vorſchrift nicht bloß die Strafe des § 35, ſondern auch 
die Gemeindearbeit, dann einen Entſchädigungstarif feſtgeſetzt. Die 


) Vergl. $ 31 des Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130. 

) Gemeindeordnung für Krain vom 17. Februar 1866. Der $ 35 lautet: 
„Inſoweit die Handhabung der Ortspolizei nicht landesfürſtlichen Organen im Wege 
des Geſetzes zugewieſen iſt, kann der Gemeinde⸗Ausſchuß innerhalb der beſtehenden 
Geſetze ortspolizeiliche für den ganzen Umfang oder für einzelne Theile der Gemeinde 
giftige Vorſchriften erlaſſen und gegen dle Nichtbefolgung dieſer Vorſchriften eine 
un zum Betrage von 10 Gulden, oder eine Arreſtſtrafe bis zu 48 Stunden 
androhen.“ 
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Strafen wurden unter Anderem auch auf Waldbeſchädigungen in den 
Fällen feſtgeſetzt, wenn ein Berechtigter ein Holz bezog, welches ihm 
vermöge ſeiner Kategorie (z. B. als Keuſchler, als Halbhubler u. ſ. w.) 
nicht zuſtand, welcher Holzbezug an ſich nach dem Fo ſtgeſetze nicht 
ſtrafbar wäre. Gegen dieſe Gemeindeverordnung wurde von keiner 
Seite recurrirt. 

Nun haben, laut Anzeige des beeideten Waldhegers, Johann 
P. Sohn und zwei andere Waldantheilbeſiger Ende 1871 eine Eiche 
und 11 Buchen in dem unter die fragliche Gemeindeverordnung fallen⸗ 
den Walde Berda ohne Vorwiſſen des Gemeindevorſtehers gefällt und 
bezogen. P. Vater geſtand nachträglich, den Auftrag hiezu ertheilt zu 
haben. Die Thäter ſelbſt ſind theils geſtändig, theils durch den Wald⸗ 
heger überwieſen. 

Das Gemeindeamt verurtheilte auf Grund des Gemeinderegle⸗ 
ments vom 6. Auguſt 1871 die Beſchuldigten zu Arreſtſtrafen, be⸗ 
ziehungsweiſe zu Gemeindearbeiten, dann zur Erſatzleiſtung von 13 fl. 
33 kr. und auch zum Proeeßkoſtenerfatze. 

Im Recurswege beſtätigte die Bezirkshauptmannſchaft A. die 
Arreſtſtrafen und den Schadenerſatz, behob aber die verhängte Ges 
meindearbeit als ungeſetzlich und ſprach ſich bezüglich der Strafpro⸗ 
ceßkoſten dahin aus, daß, inſoweit fie in solidum verhängt wurden, 
das Erkenntniß der Gemeinde abgeändert und auch die Vollzugskoſten 
jedem Einzelnen nach Verhältniß auferlegt werden 

Die Landesregierung hat über Berufung der Verurtheilten das 
Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft im vollen Umfange beſtätigt 
und zwar aus folgen Gründen: „Der Thatbeſtand eines regelwidrigen 
Nutzungsbezuges der Beanzeigten iſt nachgew'eſen; die Waldung Berda 
wurde laut des Ablöfungserkenntniſſes vom Jahre 1861 bezüglich der 
Regelung der Antheilsberechtigung gleich einer Gemeindewaldung unter 
die polizeiliche Aufſicht der Gemeinde S. geſtellt, daher der dortige 
Gemeindeausſchuß berechtigt war, diesbezüglich die nach § 35 Gemeinde- 
ordnung beſchloſſene polizeiliche Vorſchrift für die Nutzungsberechtigten 
zu erlaffen, jo wie die Waldnutzungsbezüge der betheiligten Berechtig⸗ 
ten überhaupt zu regeln und unter die beſchloſſene polizeiliche Vor⸗ 
ſchrift zu ſtellen“. 

In der Reviſionsbeſchwerde an das Miniſterium des Innern 
ſuchten die Verurtheilten darzulegen, daß auf Grundlage des Erkennt⸗ 
niſſes der Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ und Regulirungs⸗Landes commiſſion 
vom 9. Jänner 1861 der Gemeinde S. ruͤckſichtlich der zugewieſenen 
Waldungen keineswegs eine forſtpolizeiliche Gewalt zukomme 
und ihr in ſolchem Wege auch nicht zugetheilt werden konnte, daß 
fie daher in Gemäßheit des ihr nach § 35 Gemeindeordnung zu⸗ 
ſtehenden Verordnungsrechtes keineswegs berechtigt war, in Abſicht 
auf Regelung der Nutzungen des gemeinſchaftlichen Waldeigenthums 
eine Verordnung mit Strafbeſtimmungen und mit Schadenerſatznormen 
zu erlaſſen und in dieſen Beziehungen weiters als erkennende Behörde 
aufzutreten. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 15. September 1872, 
3. 12 773 die Reviſionsbeſchwerde nicht für begründet erachtet und 
daher die Berufung des P. Vater und Sohn im Grunde des § 3 
der Miniſterialverordnung vom 31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31 
als unſtatthaft zurückgewieſen. r. 


Die Compenſation einer privatrechtlichen Forderung an die Ge⸗ 
meinde mit der Umlageforderung der letzteren iſt nicht zuläſſig. 


In dem landtäflich eingetragenen Verkaufsvertrage vom 6. April 
1838, mit welchem Camil R. das Gut S. erkaufte, war unter an⸗ 
deren Stiftungsverbindlichkeiten und Leiſtungen für den Käufer auch 
die enthalten, dem jeweiligen Schullehrer in M. zur Schulbeheizung 
jährlich drei n. ö. Klafter / böhm. elliges weiches Scheitholz bei⸗ 
zuſtellen. 

Die Domäne kam dieſer ihrer Verbindlichkeit ſtets nach, die 
Gemeinde M. berichtigte ihrerſeits den Holzſchlägerlohn der Domäne. 
Als aber in den Jahren 1865 6, 1866/7 und 1867/8 die Gemeinde 
M. ſich weigerte, den für dieſe drei Jahre entfallenden Holzſchläger⸗ 
lohn zu zahlen, brachte der Herrſchaftsbeſitzer Camil R. bei Zahlung 
des auf ihn entfallenden Antheiles an den Gemeindeauslagen als 
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Erſatz für den rückſtändigen Holzſchlägerlohn den Betrag von 6 fl. 30 kr. 
in Abzug. 

Die dagegen eingereichte Beſchwerde der Gemeinde M. wurde 
von der Bezirkshauptmannſchaft als ein Gegenſtand rein privatrecht⸗ 
licher Natur auf den Civilrechtsweg gewieſen; die Statthalterei aber 
behob die bezirkshauptmaunſchaftliche Entſcheidung und bewilligte die 
von der Gemeinde angeſuchte executive Einhebung des von der Domäne 
bei Entrichtung der Gemeindeumlagen in Ahzug gebrachten Betrages 
pr. 6 fl. 30 kr. 

Dem nun wider die Statthalterei⸗Entſcheidung gerichteten Recurſe 
des Domänenbeſitzers Camil R. hat das Miniſterium des Innern 
unterm 6. Juli 1872, 3. 6980 keine Folge gegeben, weil es nicht 
angeht, „Forderungen öffentlichen Rechtes mit jenen des Privatrechtes 
zu compenſiren.“ H. 


Notiz. 

(Die Frequenz der Hochſchule für Bodeneultur in Wien im 
1. Semeſter ihres Beſtehens.) Aus den mit Ende November geſchloſſenen Auf. 
nahmstabellen wurden folgende Daten gezogen: 

Es waren inſeribirt 57 Hörer, wovon 27 ordentliche und 30 außerordentliche. 
Von den erſteren wurde die Hälfte der Zahlung des Unterrichtsgeldes enkhoben. 

Was die Vorbereitung anbelangt, jo find ſämmtliche 27 ordentliche Hörer mit 
Maturitätszeugniſſen verſehen, und zwar 22 von Gymnaſien, 5 von Realſchulen; von 
den erſteren hatten 12 auch noch andere Studien nach dem Gymnaſium betrieben, da⸗ 
von jedoch nur 3 an landwirthſchaftlichen Lehranſtalten; unter den abſolvirten Real⸗ 
ſchülern hatten nur 2 auch ſchon andere Studien betrieben. Mit landwirthſchaftlicher 
Praxis iſt nur ein einziger ordentlicher Hörer ausgeſtattet. 

Die außerordentlichen Hörern kamen ans Gymnaſien, aus Realſchulen, aus 
landwirthſchaftlichen Lehranſtalten, fo wie aus anderen Kreiſen. Nach den im 1. Se⸗ 
meſter geleſenen Gegenftänden vertheilen ſich die Hörer folgendermaßen: 
Mineraſegie 24 Naturgemäße Begründung des Pflan⸗ 


Pflanzenphyfiologiee 29 eee ee eee 10 
Zoologie „„ 258 ernennen ei 
Physik 24 Inſecten kunde 4 
Huna 8 28 Landw. Maſchinen⸗ und Geräthe⸗ 
Allgemeine Chemie 27 Hun WET 16 
Chemiſche Analyſtik 24 Chemiſche Technologie 6 
Propädeutik der Landwirthſchafts⸗ Landbau als Gewerbsunternehmen 5 
Nhe r e ehe e . 28 Nationalökonomie 2 
Meliorationsweſen « 11 Eneyklopädie der Forſtwirthſchaft. 9 


17 Hörer haben einfach die normalen Collegien des erſten Semeſters des 
erſten Jahrganges acrertirt, einige noch mit Hinzugabe anderer Gegenſtände. 


Verordnung. 
Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 18. October 1872, Z. 4648, 
an ſämmtliche Landesſchulbehörden, in Betreff der Bemeſſung der bei Ueberſted⸗ 
lung eines Lehrers oder Directors einer Staats⸗Mittelſchule anzuweiſenden 
Möbelentſchüdigung. 

Aus Anlaß einer rückſichtlich eines ſpeciellen Falles geſtellten Anfrage finde ich 
der . . . . zur Wahrung eines gleichmäßigen Vorganges im Einvernehmen mit dem 
k. k. Finanzminiſterium zu eröffnen, daß die bei Ueberſiedlung eines Lehrers oder 
Directors einer Staats⸗Mittelſchule anzuweiſende Möbelentſchädigung nicht nur von 
dem im § 1 des Geſetzes vom 9. April 1870, R. G. Bl. Nr. 46 angeführten 
Stammgehalte, ſondern von allen in den Ruhegehalt anrechenbaren Zulagen zu 
bemeſſen iſt. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Lottoamts⸗ und Caſſacontrolor Karl Straf in 
Trieſt das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Franz 
Charwat tarfrei den Titel und Raug eines Sectzonschefs verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Magiſtratskanzliſten Valentin Trylski in 
Krakau das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der thereſianiſchen Aka demie Dr. Ale 
Naeh Ritter v. Pawlowski den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei 
verliehen. 5 

Seine Diajeftät haben die Aufhebung der beiden Honorar⸗Viceconſulate in 
Chioggia und Ferrara, ſowie die Errichtung eines Honorarconſulates in Bolegna 
genehmigt und den Marcheſe Francesco Albergati zum unbeſoldeten Conſul 
daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Honorar⸗Legationsſeerekär Alexander Grafen 
Appon pi eine beſoldete Attacheitelle verliehen. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Der Miniſter des Innern hat den Or. Eduard Meſtenhauſer in Tr 
r de 5 fer in Troppau 
zum ordentlichen Mitgliede des Landes⸗Sanitätsrathes für Schleſien ernannt. 8 
Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Leopold Ritter v. Clarici ni⸗ 
©) ornbacher zum Oberingenieur und den Bauadjuncten Cajetan Ferrante zum 
Ingenieur für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande ernannt. g 
; Der Ackerbauminiſter hat den mit Titel und Charakter e nes Hilfsämter⸗Di⸗ 
rectiousadjuneten bekleideten Kanzleiofficial Alexander Gerber zum Hilfsämter⸗Di⸗ 
rectionsadjuncten im Ackerbauminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


Conceptsprakticantenſtelle bei der nied. öſterr. Poſtdirection mit 400 fl. 
Adjutum, bis Ende Jänner. (Amteblatt Nr. 2.) 

Zwei Directorsſtellen bei den niederen Landes⸗Ackerbauſchulen zu Edhof 
im Bezirke Amſtetten und zu Edelhof im Bezirke Zwettl mit je 1500 fl. Ge⸗ 
halt nebſt 10 pCt. vom Reinerkage des Wirthſchaftsbetriebes und Naturalquartier, 
bis 1. März. (Amtsblatt Nr. 2.) 

Eine Concipiſten- und eine Bezirkscommiſſärsſtelle in Dalmatien mit 
600 fl. jährlich, reſp. 1200 fl., bis 25. Jänner. (Amtsblatt Nr. 5.) 

Bergweſens⸗ Elevenſtelle bei der Berg und Hütten verwaltung in Brixlegg mit 
500 fl. eventuell 600 fl., bis Ende Jänner. (Amtsblatt Nr. 6.) 75 

Drei Prakticantenſtellen beim Hauptpunzirungsamte in Wien mit 2 fl. Tag- 
geld, bis 25. Jänner. (Amteblatt Nr. 6.) 

Amtsofficialsſtelle bei den Verzehrungsſteuerlinien in Wien mit 800 fl. 
Gehalt eventuell 700 fl und Naturalwohnung oder 150 fl. Dumtiergeld gegen Cau⸗ 
tion, eventuell Amtsaſſiſtentenſtelle mit 600 fl. eventuell 500 fl. Gehalt und 120 fl. 
Quartiergeld, bis 25. Jänner. (Amtsblatt Nr. 6.) 

Telegraphen⸗Obercommiſſärsſtelle im Handelsminiſterium mit 16 0 fl. 
Gehalt und 300 fl. Dumtiergeld, dann bei der Telegraphendirection in Graz eine 
Telegraphen⸗Obercommiſſärsſtelle mit 1600 fl. bis 25. Jänner. (Amteblatt Nr. 6.) 

Arztesſtelle beim Teregovaer Stuhlbezirksamte mit 600 fl. Remuneration, 
bis Ende Jänner. (Amtsblatt Nr. 6.) 

Thierarztesſtelle für den Bezirk Freiſtadt in Defterr.-Schlefien mit 300 fl. 
jährlicher Subvention, bis Ende Jänner. (Amtsblatt Nr. 7.) 

Magiſtratsrathsſtelle beim Magiſtrate in Wien mit 2200 fl. Jahresgehalt und 
20perc. Quartiergeld, bis 25. Jänner. (Amtsblatt Nr. 7.) 

Ingenieur- und Adjunctenftellen beim nied öſterr. Landesausſchuſſe und zwar 
a) drei Ingenieursſtellen zweiter Claſſe mit je 2000 fl. Jahresgehalt, Vorrückunge⸗ 
recht und Kanzlei⸗Localbeitrag von je 100 fl., Beheizungs, Beleuchtungs⸗ und 
einem Schreibpauſchale von zuſammen je 100 fl.; daun d) eine Ingenieursſtelle 
dritter Claſſe mit 1400 fl. und Vorrückungerecht nebſt Pauſchalbezügen von 200 fl., 
eventuell vier Ingenienreſtellen dritter Claſſe mit den sub b) angeführten Bezügen. 

Eine oder zwei Ingenieur⸗Adjunctenſtellen mit 800 fl. Geholt und dem Vor⸗ 
rückungsrechte, dann mit 500 fl. Quartiergeld. Die Ingenieure haben ihren Wohnſitz 
= Amtsorte des ihnen zuzuweiſenden Ingenienrbezirkes, bis 15. März. (Amtsblatt 

r. 7. 
I Mialtienntenſtele beim Rechuungs departement der ſchleſiſchen Landesregierung 
mit 200 fl. Adjutum jährlich, bis 25. Jänner. (Amtsblatt Nr. 7.) 

Proviſoriſche Bauadjunctenſtelle zweiter Claſſe im Bereiche des Staatsbau⸗ 
dienſtes in Schleſien mit 700 fl. Gehalt und eine Bauprakticantenſtelle mit 400 fl. 
Adjutum, bis 10. Februar. (Amtsblatt Nr. 7.) 

Zweite Wardeinsſtelle beim Wiener Hauptpunzirungsamte mit 1400 fl. 
Jahresgehalt, 300 fl. Quartiergeld gegen Caution, eventuell dritte Wardeinsſtelle 
mit 1200 fl. Gehalt und 240 fl. Quartiergeld, bis 5. Februar. (Amtsblatt Nr. 8.) 

Concipiſtenſtelle beim ſchleſiſchen Landesausſchuſſe in Troppau mit 800 fl. 
Gehalt, bis 15. Februar. Amtsblatt Nr. 8.) 

Cor ceptsadjunctenſtelle in Schleſien bei den politiſchen Behörden mit 600 fl. 
eventuell 500 fl. oder 400 fl., bis 1. Februar. (Amtsblatt Nr. 8.) 4 

Vermeſſungs⸗Diurniftenpoßen mit dem Taggelde von 1 fl. 50 kr. bei der k. k. 
Bezirks⸗Schätzungscommiſſion in Freiwaldau in Schleſien. (Amtsblatt Nr. 10.) 

Bergweſens⸗Elevenſtelle tei der Bergverwaltung Klanſen in Süd⸗Tirol mit 
500 fl. eventuell 600 fl. Adjutum, bis Ende Jänner, (Amtsblatt Nr. 10.) 

Bergweſens⸗Elevenſtelle bei der Berg- und Hüttenverwaltung in Raibl mit 
500 fl. eventuell 600 fl., bis 10. Februar. (Amtsblatt Nr. 11.) 

Bergadjunctenſtelle bei der Hauptwerksv rwaltung in Pribram mit 800 fl. 
Gehalt und 80 fl. Quartiergeld, bis 15. Febrnar. (Amtsblatt Nr. 11.) 

50 Poſtacceſſiſtenſtellen bei der nied. öſterr. Poſtdirection in Wien mit je 
500 fl. Gehalt und eventnen 120 fl. Quartiergeld gegen Caution, bis 15. Februar. 
(Amtsblatt Nr ı .) 

Prakticantenſtelle bei dem Rechn ngsdepartemente der nied. öſterr. Finanz⸗ 
30 ) er mit dem Adjutum jäh licher 200 fl., bis Ende Jänner. (Amtsblakt 

r. 11. 

Einnehmersſtelle bei den Linienverzehrungs⸗Steuerämtern in Wien mit 1000 fl. 
eventuell 900 fl. und 200 fl. Qnartiergeld, dann eine Controlorsſtelle mit 900 fl. 
Jahresgehalt, eventuell 800 fl. und 150 fl. Quartiergeld gegen Caution, bis Ende 
Jänner. (Amtsblatt Nr. 12) 

Oberamteofficialsſtelle beim Hauptzollamte in Wien mit 1100 fl., 1000 fl. 
oder 900 fl. und dem Quartiergelde jährlicher 200 fl., eventuell zwei Amtsoffickals⸗ 
ſtellen mit je 700 fl. Gehalt und dem Quartiergeld jährlicher 150 fl. oder zwei 
Aſſiſtentenſtellen mit dem Fahresgehalte von je 500 fl. und dem Quartiergelde jähr⸗ 
licher 120 fl., bis 3. Februar. (Amtsblatt Nr. 13.) 

Concipiſtenſtelle bei dem ſchleſiſchen Landesausſchuſſe mit 800 fl. Gehalt, bis 
15. Februar. (Amtsblatt Nr. 14.) 


Dieſer Nummer liegt der Titel, das Inhalts⸗ 
Verzeichniß und das alphabetiſche Sachregiſter zum 
fünften Jahrgange (1872) dieſer Zeitſchrift bei. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


